
Als Teil einer internationalen Studentenbewegung, die 
sich insbesondere gegen den Vietnamkrieg und die Un-
terstützung autoritärer Regime in der Dritten Welt richte-
te, entwickelte sich in Deutschland seit 1965 von Berlin 
aus eine studentische Protestbewegung, die zunächst 
eine Reform der Hochschule forderte, bald aber zu ei-
ner Studentenrevolte gegen die etablierte Wertewelt der 
westdeutschen Gesellschaft heranwuchs. Im Gegensatz 
zu den größeren Universitätsstädten in Deutschland ver-
lief der studentische Protest in Bielefeld nur vereinzelt 
und relativ schwach. Zwar gab es mit der Pädagogischen 
Hochschule, der Werkkunstschule und der Staatlichen 
Ingenieurschule in Bielefeld mehrere universitätsähn-
liche Einrichtungen, deren Studierende u.a bei der 
Grundsteinlegung der Bielefelder Universität 1968 ge-
gen die Bildungspolitik der Landesregierung demons-
trierten, ein ausgeprägtes universitäres Milieu fehlte vor 
Gründung und Etablierung der Universität jedoch.
Während Helmut Schelsky der Assistenten-schaft in sei-
ner Konzeption zu recht eine gewichtigere Rolle zumaß, 
suchte er das Gespräch mit den Studenten kaum. Le-
diglich als Reflex auf die Studentenbewegung und um 
Proteste der Studierenden gegen die mitunter als „Eli-
teuniversität“ titulierte Bielefelder Universitätsgrün-
dung zu verhindern, boten Helmut Schelsky und die 
Universitätsplaner den Studierenden Mitwirkungsmög-
lichkeiten in den Gründungsgremien der Universität an. 
Nach einer kurzen Phase des stärkeren Engagements der 
vom Verband deutscher Studentenschaften (vds) nomi-
nierten studentischen Vertreter traten diese jedoch aus 
den Gründungsgremien zurück. In der „heißen Phase“ 
der Studentenproteste waren dabei konzeptionelle Dif-
ferenzen, aber auch die unangemessene Repräsentation 
und das fehlende formale Mitspracherecht die Ursa-
chen für diesen Schritt. Trotz des Austritts verstanden 
die Studenten den Entwurf der Universität Bielefeld als 
positiven Versuch die Gleichberechtigung der Forschung 
neben der Lehre und ihre Vorrangigkeit gegenüber der 
Verwaltung wiederherzustellen.        ■

10  „Unter den Talaren...“ 
  Hochschulgründung in Zeiten des Studentenprotestes   
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Am 17. und 18. Februar 1968 fand an der Berliner Technischen Universität der Vietnamkongress und die nachfol-
gende Demonstration statt, an der über 10.000 Studenten teilnahmen. Rudi Dutschke, der bekannteste Wortführer 
der Studentenbewegung, rief zur massenhaften Desertion amerikanischer Soldaten auf.  
Foto: Landesarchiv Berlin/ Siegmann, Horst (F Rep. 290).
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Presseberichterstattung über die Eskalation bei studentischen Demonstrationen in Frankfurt nach dem Mordan-
schlag auf Rudi Dutschke.
Quelle: Frankfurter Rundschau,  18. April 1968.
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Links: Demonstration von Studenten 
gegen den Vietnam-Krieg auf dem 
Berliner Kurfürstendamm am 18. 
Februar 1968. 
Foto: Landesarchiv Berlin/Bert Sass.

Ansicht Müller zur „Machtidelogie der Professoren“:

„Die Autonomie der wissenschaftlichen Hochschulen 
müsse ständig politisch vertreten und durchgesetzt  
werden. Um diese politischen Aufgaben wahrnehmen 
zu können, müsse das Rektorat einheitlich besetzt wer-
den.“
„Das Verhältnis von Wissenschaft, Politik und Gesell-
schaft sei so gestaltet, dass stets politische und gesell-
schaftliche Interessen an die Universität herangetragen 
würden und auf den verschiedensten Ebenen in ihr 
wirkten.“ 
„In den beschließenden Universitätsgremien müsse der 
Grundsatz gelten, dass keine Gruppe der Universität von 
irgendeiner Entscheidung ausgeschlossen sein darf.“
„Man müsse eine klare Abgrenzung zwischen der Exe-
kutive und der parlamentarischen Kontrollinstanz her-
beiführen“, durch die das parlamentarische Gremium 
die Möglichkeit der Revision der Entscheidungen habe 
und die Exekutive weisungsgebunden sein müsse.
„Innerhalb der Universität müßten die universitären 
Gruppen die Möglichkeit haben, sich zur Wahrung ihrer 
sozialen Interessen zu Teilkorporationen zusammenzu-
schließen.“
Quelle:  Protokoll der gemeinsamen Sitzung des Gründungsausschusses und des wissen-
schaftlichen Beirats für die Universität Bielefeld am 17.06.1968, S. 17f.

Ansicht Schelsky zur „Machtideologie der Studenten“:

Schon „…allein dadurch, dass man die Beziehungen 
zwischen Professoren und Studenten (und Assistenten) 
zu einer Auseinandersetzung von „Herrschaftsparteien“ 
macht, wird eine massive Politisierung der Universität 
erstrebt, ja ist zum Teil schon durchgesetzt.“
Er akzeptiert die „Versuche einer totalen Politisierung 
im Sinne einer totalen politischen Weltanschauung an-
hand der Universität (…) als Sprungbrett und Basis für 
eine gesamtgesellschaftliche Revolution und für eine 
Strukturveränderung unserer gesamten staatlichen und 
sozialen Situation“ nicht.
„Gezielt wird auf eine Herrschaft oder zumindest auf 
eine Teilnahme an der Herrschaft ohne Verbindlichkeit 
und Leistungsnachweis: Eine Jugendutopie, die jeder 
ihrer Vertreter in einem späteren Zeitpunkt widerrufen 
wird oder zu widerrufen gezwungen ist.“
Auf die Anwendung von Theorien der Politologie und 
Soziologie als Argumentationsbasis der Studenten re-
agiert Schelsky mt der Schlussfolgerung: „Man könnte 
populär sagen. Diese Vorstellungen der Studenten beru-
hen auf einem missverstandenen Karl Marx und einem 
halb gelesenen Max Weber.“
Quelle:  Christ und Welt. Deutsche Wochenzeitung, 14.06.1968, Wer herrscht in der 
Universität? Studenten und die Autorität der Professoren. Der Kampf der Ideologen.

Eine Universität - Zwei Ansichten 
Gegenüberstellung der Positionen des studentischen Vertreters im Gründungsausschuss Peter Müller und 

Helmut Schelskys zur Konzeption der Universität Bielefeld
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Während der Grundsteinlegung der Universität Bielefeld am 21. Juni 1968 demonstrierten Studenten gegen die 
Politik der NRW-Landesregierung und für die Eingliederung der höheren Wirtschaftsschule in den Hochschulbereich.
Fotos: G. Rudolf/Universitätsarchiv Bielefeld.
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Nach Gründung der Universität förderte besonders das von Universitätsrektor Karl Peter Grotemeyer gepflegte Kli-
ma der Kommunikation und konstruktiven Mitarbeit aller Statusgruppen eine wachsende Mitbestimmung der Stu-
denten an der Bielefelder Universität.
Quelle. Westfalen-Blatt, Nr.55, 6.3.1970, Seite 3.
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Links: Die Studenten forderten die 
Drittelparität als Prinzip der Gleich-
berechtigung, die Öffentlichkeit der 
Gremien, die Verankerung von Ur-
abstimmungen in der Hochschul-
verfassung und die Mitbestimmung 
über die Verwertung, den Inhalt 
und die Methoden von Forschung 
und Lehre. Trotz vieler Mängel 
stimmte der Verband deutscher Stu-
dentenschaften dem Verfassungs-
entwurf für die Universität Bielefeld 
als Chance für eine demokratische 
Hochschule zu. 
Quelle: Neue Westfälische, 3. März 1969, Ukena, Dirk. 
Sprecher des VDS für Bielefeld

Quelle: Neue Westfälische, 9.7.1969.

Links und Oben: In der Neuen Westfälischen zog Dirk Ukena, Beauftragter der Vereinigten Deutschen Studenten-
schaften für die Gründung der Universität Bielefeld und zeitweise Mitglied des Gründungsausschusses der Universi-
tät, trotz aller Kritik ein positives Bild der Universitätsgründung aus studentischer Sicht.
Quelle: Neue Westfälische, 15.11.1969.
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